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SachsenLB, WestLB, BayernLB –
kaum eine Landesbank kommt in der
aktuellen Finanzmarktkrise unge-
schoren davon. Ihr Engagement auf
den Finanzmärkten führt zu Abschrei-
bungen in Milliardenhöhe und belas-
tet Ergebnis und Kapitalbasis der In-
stitute. Doch wer trägt diese Lasten?

Über sinkende Steuereinnahmen
werden sich die Verluste der Banken
auf die öffentlichen Haushalte von
Bund, Ländern und Gemeinden über-
tragen. Zusammen mit der aufgrund
der Krise zurückgehenden wirtschaft-
lichen Dynamik ergibt sich ein pessi-
mistisches Bild für die Steuereinnah-
men der nächsten beiden Jahre. Die
Landeshaushalte und damit die Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler wer-
den für die Folgen der verfehlten Ge-
schäftspolitik aufkommen: über Ga-
rantien oder Bürgschaften für die ris-
kanten Wertpapiere bzw. durch die Zu-
führung neuen Kapitals an die Lan-
desbanken. Statt wie früher Gewinne
an die Finanzminister zu überweisen,
werden die Landesbanken so zur Be-
lastung für den Landeshaushalt.

 Schließlich sind auch die Sparkas-
sen betroffen, weil sie – je nach An-
teil, den sie an der Landesbank hal-
ten – ebenfalls Kapital an die Landes-
bank zuführen müssen und einen Wert-
verlust ihres Anteils an der Landes-
bank erleiden. Schon heißt es, die Be-
lastungsgrenze bei den Sparkassen sei
erreicht. In Köln/Bonn soll der Spar-
kasse neues Kapital zugeführt werden,
um die Kreditversorgung in der Regi-
on sicherzustellen. Der öffentliche
Bankensektor wird so zur Belastung
für Länder und Kommunen.

Das wirft die Frage nach seiner
Zukunft auf. Sie darf aus grüner Per-
spektive allerdings nicht Privatisie-
rung heißen. Wir wollen einen öffent-
lichen Bankensektor erhalten, indem
wir grundlegende
Reformen ange-
hen. Langfristig
ist in Deutschland
kein Platz für
mehrere Landes-
banken. Wir brau-
chen also eine
deutliche Konsoli-
dierung auf ein
oder zwei öffentli-
che Zentralinsti-
tute. Diese sollen nicht mehr Eigen-
tum der Länder sein, die offensicht-
lich schlechte Bankeigentümer sind.
Rüttgers, Milbradt und Huber haben
das bewiesen.

Bessere Eigentümerinnen wären die
Sparkassen, die dann auch das Tätig-
keitsfeld beschreiben: nicht Mehr-
fachpräsenz auf den internationalen
Finanzplätzen und Spekulation mit
hochriskanten Wertpapieren, sondern
ein Geschäftsmodell, das dort ansetzt,
wo die Sparkassen aufgrund ihrer
Größe und Regionalorientierung an
ihre Grenzen stoßen: Zum Beispiel bei
Refinanzierungsgeschäften auf den
Kapitalmärkten, Währungsabsiche-
rungen oder größeren Finanzierun-
gen für mittelständische Unterneh-
men.
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